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Italien:

DOCH KEINE REVISION DES
SEXUALSTRAFRECHTS?

Im letzten Moment wurde Ende
Januar die Verabschiedung einer Revision

des Sexualstrafrechts verhindert.
Schon vor drei Jahren hatten Frauen
in einer Unterschriftensammlung
300'000 Stimmen gegen das geltende

Gesetz gesammelt. Von den

ursprünglichen Forderungen, die auch
eine Bestrafung der Vergewaltigung
in der Ehe vorsahen, müssten bereits
viele Abstriche gemacht werden, bis
der entgültige Entwurf dem Parlament

vorgelegt und dort in erster
Instanz auch gebüligt wurde.
Immerhin ein wichtiger Punkt blieb:
Die Strafverfolgung der Vergewaltigung

als 'Delikt gegen die Person'
anstatt wie bisher als 'Delikt gegen
die Moral und die guten Sitten'.
Bei der entscheidenden Abstimmung
im Parlament stellte dann ein
Christdemokrat den Antrag, dass diese

wichtige Verbesserung wieder
rückgängig gemacht werde und die alte
frauenfeindliche Regelung weiter
gelten sohe. Wegen der Abwesenheit
zahlreicher Parlamentarier — vor
allem der Sozialisten — wurde der
christdemokratische Antrag mit 237

gegen 220 Stimmen angenommen.
In zahlreichen Demonstrationen
forderten die Frauen daraufhin die Rücknahe

des Antrages. Ob es etwas nützt,
ist noch offen.

ZUR 10. AHV-REVISION:

Wir werden
wieder mal
beschissen

(bp) Paritätisch zusammengesetzt aus
Interessenvertretern (Frauen sind "gleich"
vertreten wie Arbeitgeber, Arbeitnehmer,
Versicherungen und Kantone...) hat die
Expertenkommission seit Frühling 1979
die 10. AHV-Revision vorbereitet. Der
Bundesrat hatte ihr die Aufgabe übertragen,

Vorschläge auszuarbeiten für die
Gleichberechtigung der Frau in der AHV
sowie für die Einführung des sogenannten
flexiblen Rentenalters (dJi. die versicherten

Personen können ihr Pensionsalter
innerhalb eines vorgegebenen Zeitraums
frei bestimmen; je höher das Pensionsalter,

desto höher die Rente). Was nun der
Mehrheit dieser Kommission an Ideen zur
Gleichberechtigung eingefallen und kürzlich

veröffentlicht worden ist, steht für
Frauen schlicht eine Provokation dar.
Zur Erinnerung: Die Stellung der Frau in
der heutigen AHV-Gesetzgebung ist in
manchen Punkten unbefriedigend. Das

rührt vor ahem daher, dass die AHV vom
Modell der Ernährer/Hausfrauenfamilie
ausgeht. Leute in anderen Lebensformen

werden tendenziell benachteiligt;
Personen, die sich ihr Leben nach den

gesetzgeberischen Vorstellungen einge¬

richtet haben, werden in der Regel
bevorzugt. Zu den stossendsten Ungerechtigkeiten

gehört der fehlende eigene
Rentenanspruch der Ehefrau. Sie ist
AHV-rechtlich ein Anhängsel des

Ehemannes. Auch die geschiedene Frau
erfährt in unserer staatlichen Altersvorsorge

oft grosse Nachteile. Ihre Rente
wird umso kleiner, je länger sie eheliche
Hausarbeit verrichtet hat. Eine weitere
Ungerechtigkeit: Mit seinen Lohnprozenten

kann der Ehemann gleichzeitig für
verschiedene andere Personen Renten
auslösen. Hat er sich zum Beispiel viermal
verheiratet und stirbt er als Ehemann in
vierter Ehe, so kann er für sämtliche
seiner Kinder, seine Witwe und seine drei
geschiedenen Frauen Renten begründen.
Anderseits kann eine Ehefrau nicht einmal

eine Ehepaarrente beanspruchen;
ihr Status reicht ebensowenig aus für den
Versicherungsschutz eines Witwers.
Parteien, Verbände, Regierung, eigentlich
alle waren sich einmal einig: solche
Ungerechtigkeiten sollen behoben werden.
Jedermann sprach davon, dass die 10.
AHV-Revision den sog. "Frauenanliegen"
gewidmet werde. Heute stehen Frauen
fest, dass man nicht ihre Stellung zu
verbessern gedenkt, sondern mit erhöhten
Frauensolidaritätsbeiträgen die AHV
sanieren wül. Weder tritt die Mehrheit der
AHV-Kommission für einen selbständigen
Rentenanspruch der Ehefrau ein (weü,
so argumentiert man, das ganze System
geändert werden müsste) noch sieht sie

generell eine Witwerrente vor (es würde
etwas kosten). Zur Deckung der Mehrausgaben,

die sich bei Einführung des flexiblen

Rentenalters ergeben werden, soüen
nach ihrer Meinung vor allem die Frauen

zur Kasse gebeten werden/ Man mutet
uns Frauen die Heraufsetzung des
Rentenalters von 62 auf 63 Jahre zu, ohne
dass uns dafür auch irgendeine gleichwertige

Entschädigung angeboten wird. Eine
Unverfrorenheit sondergleichen! Die
Kommission rechnet damit, dass ein
einjähriger Vorbezug der Altersrente deren
7%-ige Kürzung zur Folge hätte. Folglich
können sich eine vorzeitige Pension nach
der geplanten Regelung der flexiblen
Altersrente ohnehin nur Leute mit mittleren

und hohen Einkommen leisten.
Ausgerechnet die Frauen, die
durchschnittlicheinen Drittel weniger
verdienen als Männer, sollen also einer bes-

sergesteüten Versichertenkategorie das

flexible Rentenalter ermöglichen!
Offenbar versteht man hierzulande unter
"Gleichberechtigung" die Angleichung
der Stellung der Frau an den Mann auch
noch in den wenigen Bereichen, in denen
die Frau heute (noch) besser dran ist.
Es lebe der neue Gleichberechtigungsartikel

in der Verfassung!
Brigitte Pfiffner

LILAPHON
macht weiter
Das Urteü im Strafprozess B. gegen
das Schülertelefon lautete: Verurteilung
wegen übler Nachrede (siehe Emanzipation

Nr. 1/1983), Fr. l'OOO.- Busse,

Bezahlung der Gerichts- und
Anwaltskosten.

In der Zwischenzeit wurde die
Urteilsbegründung den Parteien mitgeteilt.
Lisette vom LILAPHON ist in keiner Weise

damit zufrieden und hat das Verfahren

eine Instanz weitergezogen.
Sie braucht aber immer noch unsere
Unterstützung, zum Beispiel durch Geld
auf das Postcheck-Konto PC 80-11800,
LILAPHON, Zürich.
Die "Emanzipation" wird über die
neuesten Ereignisse in Sachen
LILAPHON berichten. Zita Küng
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